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Anrede,

Die Bundesregierung legt uns hier ein Gesetz vor, dass zum einen die EU-Richtlinie über die Europäische Schutzanordnung umsetzen soll und ursprünglich eine Rechtsschutzverkürzung im Scheidungsverfahren beinhaltete.

Nachdem der Gesetzesentwurf zunächst ohne Debatte durchs Parlament gehen sollte, haben wir aufgrund von Bedenken der Anwaltsverbände hinsichtlich der Rechtsschutzverkürzung auf eine Befassung bestanden.

Hier sollte den geschiedenen Eheleuten die Anschlussbeschwerde künftig versagt werden, wenn ein Versorgungsträger nach Rechtskraft der Ehescheidung Beschwerde gegen den Versorgungsausgleich eingelegt hat.

Diese Konstellation kann sich ohnehin nur dann ergeben, wenn der Versorgungsträger nicht ordnungsgemäß am Verfahren beteiligt wurde, denn anderenfalls laufen für alle Beteiligten die gleichen Rechtsmittelfristen.

Durch den Verbund von Ehescheidung und Versorgungsausgleich soll aber gerade der wirtschaftlich schwächere Ehegatte geschützt werden, indem er sich auf eine gleichzeitige und abschließende Regelung aller Folgen einer Ehescheidung verlassen können soll.

Es kann nämlich durchaus so sein, dass man sich über andere Folgesachen, wie bspw. Unterhalt oder Zugewinn im Hinblick auf den Versorgungsausgleich geeinigt hat. 

Die Ehescheidung und die Folgesache sind deshalb immer als „Paket“ zu betrachten.

Am Ende sind dann sowohl die Berichterstatterin der Union als auch ich selbst zu der übereinstimmenden Auffassung gelangt, dass die Änderung des § 145 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit  (FamFG) nicht zielführend ist.

Mit einem Änderungsantrag der Mehrheitsfraktionen wurde das Problem beseitigt, so dass es jetzt nur noch um die Umsetzung der Richtlinie zum Gewaltschutz geht.   

So stellt man sich ein ordnungsgemäßes parlamentarisches Verfahren vor, in dem dann auch sinnvolle Verbesserungen ihren Weg ins Gesetz finden und Fehler rechtzeitig erkannt werden.

Ich betone das gerade in dieser Woche, wo die Große Koalition mal wieder in einer komplexen Materie umfangreiche Gesetzesänderungen an einem Dienstagnachmittag an den Rechtsausschuss übermittelt, um sie Mittwochmorgen beschließen zu lassen.

Die Umsetzung der Gewaltschutzrichtlinie ist hingegen weitgehend unstrittig.

Dass Schutzmaßnahmen in Strafsachen in anderen EU-Ländern leichter anerkannt und vollstreckt werden können, ist sicher sinnvoll, zumal sich das rot-grüne Gewaltschutzgesetz seit seiner Einführung sehr bewährt hat.

Die praktische Bedeutung des grenzüberschreitenden Gewaltschutzverfahrensgesetzes dürfte allerdings eher gering sein. Es ist daher bedauerlich, dass es nicht gelungen ist, diese Regelungen in bestehende Gesetze zu integrieren.  

So gibt es jetzt ein weiteres gesondertes Gesetz zu Fällen, von denen man noch gar nicht weiß, ob sie praktisch relevant sind.

Dennoch wollen wir dieser Umsetzung von EU-Recht nicht im Wege stehen und werden dem Gesetz zustimmen.

Vielen Dank.
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